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EDITORIAL 

Der deutsche Karneval begann in diesem Jahr mit einem "Bildungs- und 
forschungspolitischen Grundsatzgespräch" beim Bundeskanzler. Für den 
11.11. waren knapp 60 Vertreter von Verbänden und Institutionen aus Wis­
senschaft, Wirtschaft und Politik geladen worden. Helmut Kohl hatte mit 
einem Zeitungsartikel im März 1992 ("Bildungspolitik für den Standort 
Deutschland", F.A.Z., 30.3.92, 8) die Bildungspolitik zur Chefsache gemacht. 
Seitdem wurde so viel über einen anstehenden Bildungsgipfel geredet, daß 
die Bezugnahme darauf mittlerweile ritualisiert war. Diesbezügliche Erwartun­
gen hegte unterdessen kaum noch jemand. Zu deutlich war die schnell 
erfolgte Ankündigung, auf dem Bildungsgipfel könne über alles mögliche 
gesprochen werden, nur nicht über Geld. Zu deutlich fielen dann auch die 
Haushaltsentscheidungen zum Hochschulbau aus. Was am 11.11. diesen 
Jahres stattfand, war zudem noch nicht die erwartete Veranstaltung. Sondern 
ein unverbindlicher Gedankenaustausch, dem eine Beratung mit den Minister­
präsidenten der Länder folgen soll. Ganz wie Fasching war es übrigens auch 
nicht: Abweichend vom traditionellen Politikerverhalten, eine Karnevalsveran­
staltung wennschondennschon bis zum lustigen Ende zu frequentieren, hatte 
der Kanzler nur vor Tisch für seine Gäste Zeit. Danach blieben diese unter 
sich. Von Vorteil dabei war, daß sich die meisten schon kannten: Von Veran­
staltungen, die durchgeführt worden waren, um das Gespräch mit dem 
Kanzler vorzubereiten. Vielleicht aber wollte H. Kohl auch nur geschickt 
vermitteln. daß bei dem Thema seine Anwesenheit die zuerst verzichtbare 
ist. 

"Wenn der Bund 50 Kilometer Autobahn im Jahr weniger bauen würde, wären 
die Finanzierungsprobleme der Wissenschaft gelöst", weiß inzwischen auch 
die derzeitige KMK-Präsidentin Steffi Schnoor (Mecklenburg-Vorpommern) in 
ihre Argumentation einzubauen. Ehe es dahin kam, hatten freilich alle debat­
tenbestimmenden Akteure die vom Kanzler aufgegebenen Hausaufgaben 
erledigt: 

Anwendungsorientiertheit der Forschung, Bildung als Standortfaktor, selek­
tierter Hochschulzugang, bedarfsgerechte Kanalisierung der Jugendlichen in 
verschiedene Bildungswege, normierte Studiengänge, berufsqualifizierender 
Charakter des Studiums u. dgl.: Das sind die Stichworte, welche die seit 1990 
forcierte Debatte charakterisieren. Und zwar, was das Entscheidende ist: 
Diese Stichworte dominieren die Debatte nahezu ausschließlich. Finden wir 
hier nicht Ähnlichkeiten mit vermeintlich Abgeschlossenem? Lassen sich 
etwa Parallelen zwischen dem DDR- und dem derart zu optimierenden 
bundesdeutschen Hochschulwesen finden? 
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Wo die~es die_ notwe~digen Kader für das eine System heranzuzüchten hatte, 
d~ hat Jenes ~1e Bere1!s~~llung der Funktionselite für das andere System zu 
leisten. _wo_ d1es~s Beitrage zur Meisterung der Wissenschaftlich-technischen 
_Revolut1?n 1m Dienste d~r sozialistischen Revolution erbringen sollte, da ist 
Je_nem die forschungsse1tige Bewältigung des technologischen Wandels zur 
S1cherun~ des Standortes Deutschland aufgetragen. Wo dieses Innovationen 
~or allen:, in der Bombastik der Rechenschaftslegung kannte, da sorgen in 
Jenem Finanzverteil~ng~kämpfe und verbeamtet-professorale Strukturen für die 
Ve~~stun~ der lnst1t_ut1on_en. Wo in diesem Mitbestimmung der Hochschulan­
gehongen ~ber sta~tl~ch-e1nheitsparteilich gelenkte Organisationen wie FDGB 
und F~J (nicht) realisiert wurde, da läßt in jenem eine verfassungsgerichtlich 
a~es1_cherte Professorendominanz Mitbestimmung zu einem ornamentalen 
Ere1gnrs werden. 

Funktionale Ähnlichkeiten sind nicht völlig von der Hand zu weisen. Beim 
Umbau d~r ostdeutschen Hochschuflandschaft nun hat te das politische 
System ein Dilemma bewältigen müssen: 

Einerseits galt: Erstens sollen ostdeutsche Hochschulen kürzestfristig nicht 
meh_r Kos_ten verursachen als westdeutsche. zweitens sind westdeutsche 
Part1~ulannteressen zu berücksichtigen: Die unangemeldeten Ost-Mitbewerber 
~m die Inhalte der Forschungsgeldtöpfe fanden sich unerwünscht. Denn: 
Kon_kurrenz b~lebt zwar das Geschäft, kann es aber auch verderben." (WiRa­

Vors1tzender Simon, F.A.Z, 19.3.91, 33) 

A~dere~eits _ lief (u~d läuft) parallel gesamtdeutsch eine hochschulpolitische 
D1skuss1on, die taktisch auf eines hinausgeht: auf eine gesamtdeutsche 
Rek~nst~k!ion ~e~ DDR-Hochs~hulwesens. Ausgeschlossen werden sollen 
?abe1 _lediglich d1~ ideologische Uberformung mit ihren methodischen und 
inhaltlichen Auswirkungen sowie die DDR-typische Personalstruktur. 

Um das ~inerseits zu sichern, mußten ostdeutsche Wissenschaft und Hoch­
schulen .~1s zur Sturmr~ife ~elegitimie_~ :,verden. Deshalb die anfängliche Rede 
von der Forschu~gswu~te (MPG-Pras1dent Zacher, Die Welt, 3.10.90, 31). 
Dann kon~te zunachst eine Struktur etabliert werden, die in den wesentlichen 
Punkten eine_ Ableitung westdeutscher Gegebenheiten ist. Was im Westen seit 
geraumer Zeit als "verrottet" (Simon, Der Spiegel, 50/91, 52) gilt, war für den 
Osten erst einmal der Gipfel der Erneuerung. 

Um ~~~ Andererseits nicht aus den Augen zu vertieren, erwies sich zweierlei 
als not1g. Erstens mußte eine massive Verunsicherung des vorhandenen 
~ochschulpersonals inszeniert werden. Damit konnte die Gefahr von Solidari­
sierungen ausgeschlossen ':'.erden. Zudem wurde eine Anpassung an den 
herrschenden hoch_schulpoht1schen, konservativ geprägten Mainstream 
erzwungen. (Daß ~1ese A~passung erleichtert wurde durch den wollüstig 
gelebten Opportunismus eines Großteils des vorhandenen Personals, sei 

hochschulc os1 okl.lnov. 1993 

freilich am Rande nicht vergessen.) Zweitens war es notwendig, einen kom­
pletten Elitenwechsel im ostdeutschen Hochschulw~sen ~u vermeiden. Also 
wurde die erste Reihe der wissenschaftlichen FunktIonsehte ausgewechselt 
und die zweite Reihe rückte nach. Um das abzusichern, mußte die Personal­
überprüfung selektiv erfolgen: Vaterländischer-Verdienstorden-Träger Freye -
um ein Beispiel zu nennen - darf als Staatssekretär im Magdeburg~r Wissen­
schaftsministerium den Grad der Systemnähe definieren, welcher einen 
Verbleib im öffentlichen Dienst unzumutbar sein läßt. Das atemlose Sortieren 
des Personals nach belastet und unbelastet verschafft den hektisch damit 
Befaßten offensichtlich gezielt gesetzte Blackouts. Bei der Exzessivität des 
Schlachtfestes kann eines freilich nicht ausbleiben: Mitunter erwischt es auch 
die Richtigen. 

Die Verunsicherung des Personals und der selektive Charakter der Personal­
überprüfungen sicherten vornehmlich eines: Die konservativ-pragmatisc_he~ 
Grundeinstellungen (die wesentlich die längere Existenz der DDR, so wie sie 
war, ermöglicht hatten) und die staatsfixierte Sichtweise gingen auch in den 
neuen Strukturen nicht verloren. Mit (unter anderem) dieser Belegschaft kann 
nun daran gegangen werden, das eigentliche Hochschulproblem im Sinne der 
politischen Meinungsführer zu lösen. 

Der ostdeutsche Hochschulumbau hat bislang eine wesentliche Folge gehabt: 
Die Krise des DDR-Hochschulwesens und die Hochschulkrise der ehemaligen 
BRD wurden erfolgreich zu einer gesamtdeutschen Hochschulkrise vereinheit­
licht. Diese soll nun unter dem Standort-Deutschland-Regulativ durch die 
Zurichtung auf die neuen Verwertungsbedingungen bewältigt werden: 

Standort-Politik ist auf den Weltmarkt bezogen. Die Märkte im OECD-Maßstab 
sind mit den klassischen Serienprodukten gesättigt. Weiterer Gewinn kann 
folglich nur noch über Konkurrentenverdrängung realisiert werden. Diese 
Verdrängung wiederum gelingt ausschließlich mittels Qualitätsverbesserung 
und bedarfsgerechter Differenzierung der Produkte. Das ist nur über perma­
nente Innovationsfähigkeit zu erreichen. Innovationsfähigkeit schließlich ist 
unmittelbares Resultat ständig zu erneuernder Qualifikation. Daraus folgt eine 
Definition von Bildung primär als Funktion der Verwertungsbedingungen der 
deutschen Industrie auf den internationalen Märkten. (Vgl. BdWi, Dossier in 
Forum Wissenschaft, 1/93, 1 - IX) 

Das umzusetzen, braucht es eine entsprechende Ausrichtung unter anderem 
der Hochschulen. Die kann abgesichert werden zum einen durch demgemäßes 
Personal an eben diesen Hochschulen. Das haben wir in Ostdeutschland 
inzwischen - insgesamt betrachtet - als Ergebnis der Personalumstrukturie­
rung. Es kann gesichert werden zum anderen durch bedeutende Eing_riffskom­
petenzen der politischen Administrationen in die Hochschulen: um - Ja 
immerhin möglichen - Verselbständigungstendenzen der Hochschulen 
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gegensteuern zu können. Der sächsische Gesetzgeber hat mit seinem neuen 
Hochschulgesetz diesbezüglich die gesamtdeutsch gedachte Initiative ergriffen. 

Was dabei verloren geht, ist die - zumindest denkbare - innovative Offenheit 
der Hochschulen für gesellschaftliche Problemstellungen, die über Standort­
Deutschland-Fixierungen hinausgeht. Derart werden Hochschulen nicht einmal 
der Möglichkeit nach Impulsgeber für gesellschaftliche Reformen sein können. 
Ob damit wohl eine wesentliche Absicht getroffen ist? 

Mit dem vorliegenden Heft geht hochschule ost in den dritten Jahrgang. 
hochschule ost erscheint künftig zweimonatlich, dafür mit erheblich erweiter­
tem Umfang. Der neue Erscheinungsrhythmus gestattet der (ehrenamtlich 
arbeitenden) Redaktion gelegentliches Lufthaien, da nicht mehr jeden Monat 
dem jeweils ursprünglich anvisierten Erscheinungstermin hinterhergehechelt 
werden muß. Themenmangel in bezug auf den vorrangigen Gegenstand der 
Zeitschrift - die ostdeutsche Hochschul- und Wissenschaftstransformation -
gibt es nach wie vor noch keinen. Die in der - um zwei neu eingetretene 
Mitglieder erweiterten - Redaktion versammelten unterschiedlichen Auffas­
sungen dürften auch in Zukunft eines sicherstellen: Daß kein Leser und keine 
Leserin mit einem Heft mal rundum zufrieden wäre. Die finanzielle Situation des 
Journals ist so, daß akute Gefährdungen nicht bestehen. Für den schuldenfrei­
en Abschluß des 2. Jahrgangs haben wir neben zahlreichen privaten Spendern 
und Spenderinnen, die ihre Abonnementgebühr bei der Überweisung ein wenig 
aufgestockt hatten, insbesondere der Robert Bosch Stiftung Stuttgart zu 
danken. Sie hatte mit einer größeren Zuwendung zur Entspannung der finanzi­
ellen Zwänge, in denen sich eine Zeitschrift in ihrem zweiten Jahrgang naturge­
mäß noch befindet, beigetragen. Um die finanzielle Gesundheit von hochschule 
ost auch künftig zu erhalten und aufgrund diverser Kostensteigerungen in den 
letzten beiden Jahren, müssen mit dem neu beginnenden Jahrgang die Abon­
nementgebühren neu gestaltet werden. Wir haben uns dabei wiederum bemüht, 
die finanzielle Situation in ostdeutschen Privathaushalten zu berücksichtigen. 

-------------------------- p.p. 
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THEMA 1: Erneuerungsgruppen 
bilanzieren 

Dietrich Jorke (Jena): 

Die Tätigkeit der" Aktionsgen:ieinsch~ft Dem?krat~~~he Erneuer_ung der 
Hochschule" an der Friedrich-Sch11ler-UmversitatJena 1989 1992 

Nach zwei Monaten intensiven Wirkens 
wandte sich die "AKTIONSGEMEIN­
SCHAFT DEMOKRATISCHE ERNEUE­
RUNG DER HOCHSCHULEN" (ADEH) 
mit einem ersten Tätigkeitsbericht und 
Aufruf zugleich an die Universitätsöffent­
lichkeit, der mit den Worten begann: 

"Wir haben sie noch im Ohr, die Reden 
wie ' ... die antikommunistischen Wellen 
branden gegen unser Land .. .' (Rektor 
Prof. Schmigalla, SED) oder ' ... unsere 
Gesellschaftstrategie ist die Herrschaft 
der sozialistischen Ideologie, der Par­
tei..' (Prorektor Prof. Friedrich, SED) a~­
läßlich der Hochschullehrerl<onferenz in 

der Aula der FSU Jena am 13.9.89. Und 
wie behende wurde sich gewendet - und 
nun diskutieren bis dahin linientreue Mar­
xisten über 'ein Geschichtsbild ohne 
Tabu' und sprechen von existenzbedro­
hender Reglementierung durch die Par­
tei. Schnell wurde die Sektion Marxis­
mus-Leninismus in eine Sektion Sozio­
logie und Politwissenschaften gewan­
delt. Aber wenn man Anfang Dezember 
genau hinsah: Überall die gleiche~ P~r­
sonen, überall die alten Machverhaltrns­
se. In dieser Situation bildete sich am 
7 .12.89 auf Initiative ihres späteren Spre-
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chers die AKTIONSGEMEINSCHAFT 
DEMOKRATISCHE ERNEUERUNG 
DER HOCHSCHULEN, analysierte die 
Situation und gab sich ein Arbeitspro­
gramm." 

Es gab, wie überall in unserem ~an~, so 
auch an der Universität unterschiedliche 
oppositionelle Reformgruppen, die sich 
z.T. unter dem Dach der Kirche fanden, 
wie z.B. eine Gruppe, die den Wahlbe­
trug im Mai 89 aufdeckte, die in neuen 
politischen Gruppierungen (Neues For­
um, DA, SPD, u.a.) arbeiteten, aber auch 
das studentische "Reformhaus". Sie tra­
fen sich bei der Vorbereitung und Durch­
führung größerer Protestaktionen und 
Demonstrationen. 

So faßten zunächst 7 Universitätsange­
hörige aus einer oppositionellen Hoch­
schulgruppe der CDU Jena und aus dem 
Demokratischen Aufbruch (DA) den Ent­
schluß, die vielfältigen Aktivitäten zu bü~­
deln und gemeinsam für die demokrati­
sche Erneuerung der Hochschulen, be­
sonders der Universität Jena, tätig zu 
werden. Schon nach wenigen Tagen er­
weiterte sich die neugegründete Aktions­
gemeinschaft auf etwa 30, nach einigen 
Wochen auf rund 80 Mitglieder. Studen-
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ten aus dem Reformhaus und dem Stu­
dentenrat waren ebenso vertreten wie 
Mitglieder des wissenschaftlichen Mittel­
baus (z.T. aktiv in Assistentenräten) und 
Hochschullehrer aus nahezu allen Wis­
senschaftsbereichen. letztere zahlenmä­
ßig am stärksten. Nach einer gegenseiti­
gen Information über die bisherigen Ein­
zel-Aktivitäten beschlossen die ADEH­
Mitglieder, gemeinsam die demokrati­
sche Erneuerung der Friedrich-Schiller­
Universität Schritt für Schritt durchzuset­
zen. Aus dieser Zusammenarbeit, koor­
diniert durch einen gewählten Sprecher, 
entwickelte sich ein Selbstverständnis 
der Gruppe, daß wesentlich später so 
formuliert wurde: 

"Die Aktionsgemeinschaft Demokrati­
sche Erneuerung der Hochschule 
(ADEH) ist ein freiwilliger Zusammen­
schluß demokratisch gesinnter Hoch­
schulangehöriger der Friedrich-Schiller­
Universität Jena. Jeder Hochschulange­
hörige hat freien Zugang. Die ADEH be­
sitzt kein Statut. Als Arbeitsordnung ha­
ben sich folgende Grundsätze bewährt: 
Alle Teilnehmer an den Beratungen ver­
pflichten sich, in ihrem eigenen Arbeits­
bereich für die Ziele der·demokratischen 
Erneuerung zu arbeiten und für die Rea­
lisierung der gemeinsam beschlossenen 
Aktivitäten zu wirken. Es bestehen völli­
ge Rede-und Meinungsfreiheit, und nie­
mand ist gezwungen, sich Mehrheits­
beschlüssen anzuschließen. Es wird 
angestrebt, in den jeweiligen Bereichen 
(Fakultäten, Instituten, Kliniken) Basis­
gruppen zu bilden, die im Sinne der ADEH 
wirken. Die ADEH kann über ihre ge­
wählten Senatsmitglieder eigene Initiati­
ven in den Senat einbringen und dort zur 
Diskussion stellen. Die Autorität der de­
mokratisch gewählten Kollegialorgane 
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und Leitungen bleibt dabei unangetastet 
(keine außerparlamentarische Oppositi­
on). Nach jeder Beratung verfaßt der 
Sprecher ein Protokoll, das jedem Teil­
nehmer (Verteiler) zugestellt wird. Die 
Öffentlichkeitsarbeit wird in den Beratun­
gen abgestimmt." 

Wir stellten zu Beginn fest, daß die geisti­
gen, politischen und vertassungsmäßi­
gen Grundlagen des formal noch gülti­
gen Hochschulrechtes der DDR nicht 
mehr existieren. Unsere 1. Forderung an 
den Minister für Bildung und an den Prä­
sidenten der Volkskammer lautete des­
halb: Erarbeitung, Diskussion und Ver­
abschiedung eines neuen Hochschulge­
setzes. In einer Antwort des Ausschus­
ses für Volksbildung der Volkskammer 
der DDR vom 1.8.1990 wurde zugesi­
chert, unsere Aktivität in die Diskussion 
um die Erneuerung unseres Bildungswe­
sens im Hochschulbereich aufzunehmen. 

Bei unsere Analyse mußten wir weiter 
feststellen, daß die meisten Wissenschaft­
lichen Räte (Fakultäten) und auch der 
Rektor noch nicht einmal nach den Be­
stimmungen des alten Hochschulrech­
tes korrekt, schon gar nicht demokra­
tisch gewählt worden waren. Fazit: Die 
gesamte Universitätsleitung erwies sich 
trotz einer andersartigen Behauptung des 
Rektors (6.12.89) als nicht legitimiert. So 
lautete die 2. Forderung unsere Aktions­
gemeinschaft an die Universitätsleitung, 
d.h. Rektor und Senat: Rücktritt der Wis­
senschaftlichen Räte, des Senates, des 
Rektors und demokratische Neuwahl. 

Eine dritte Richtung unserer in freier Dis­
kussion entstandenen Aktionen galt der 
"Kaderpolitik". 40 Jahre parteigelenkter 
Kaderpolitik unter dem o.g. Hochschul­
recht hatten unabsehbare Folgen für den 
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Geist der Hochschulen der DDR und die 
ihn tragenden personellen Strukturen. 
Wieviel fähige Studienbewerber wurden 
aus politischen Gründen abgewiesen, 
wieviel innovativ denkende, aber unbe­
queme Assistenten in ihrer Entwicklung 
behindert und wieviele hochbegabte Wis­
senschaftler von der akademischen Ent­
wicklung ausgeschlossen, weil sie nicht 
bereit waren, den Parteiweg zu gehen? 
Und auf der anderen Seite: In wieviel Fäl­
len führten Parteikarrieren zur Besetzung 
von Lehrstühlen mit inkompetenten Per­
sonen? Aber nun gab es eine Pflicht zur 
Wiedergutmachung all denen gegenüber, 
die in ihrer Entwicklung gebremst oder 
gar vollständig bis zur Resignation ge­
hindert wurden, und eine zweite Pflicht 
zur Neukonzeption einer Personal- und 
Berufungspolitik, in der die Kompetenz 
und die Integrität die wesentlichsten Fak­
toren sind. So lautete unsere 3. Forde­
rung: Sofortige Stornierung aller hoch­
schulpolitischen, kaderpolitischen und 
sonstigen weitreichenden Entscheidun­
gen bis zur Neuwahl der Räte und der 
Konstituierung legitimierter Leitungen der 
Fakultäten, des Senates und der Univer­
sität. Gerade diese Forderung fand die 
nachhaltige Unterstützung der Assisten­
tenräte und des Studentenrates der Uni­
versität. 

Alle drei obengenannten Forderungen 
wurden dem Rektor zur Beratung dem 
Senat übergeben und durch ausführliche 
persönliche Gespräche von Delegatio­
nen der AKTIONSGEMEINSCHAFT 
DEMOKRATISCHE ERNEUERUNG 
DER HOCHSCHULE mit dem Rektor 
einschließlich einer Diskussion am Run­
den Tisch (Rosengespräch) erläutert und 
bekräftigt. Zwar gab es Einwände sei­
tens der Universitätsleitung und des Se-
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nates, schließlich willigten beide unter 
dem Einfluß der von der AKTIONSGE­
MEINSCHAFT DEMOKRATISCHE ER­
NEUERUNG DER HOCHSCHULE in 
alle Sektionen und in den Bereich Medi­
zin getragene Diskussion ein, die Wah­
len der Wissenschaftlichen Räte (z.T. 
auch der Sektionsräte und des Rates des 
Bereiches Medizin) anzusetzen. In weni­
ger als 4 Wochen entstand eine gut funk­
tionierende Wahlorganisation, sodaß bis 
zum 19.1.90 die Wahlen abgeschlossen 
werden konnten. Das Ergebnis kann man 
so zusammenfassen: Die Zusammen­
setzung der wissenschaftlichen Räte än­
derte sich grundlegend. Nur wenige Mit­
glieder der alten Fakultäten wurden wie­
dergewählt, mit einem stärkeren Anteil 
als bisher sind die wissenschaftlichen 
Mitarbeiter und die Studenten in der Fa­
kultät vertreten. Keiner der alten Dekane 
wurde wiedergewählt. In den Sektionsrä­
ten und besonders im Rat des Bereiches 
Medizin gelang es, einen repräsentati­
ven Anteil der mittleren medizinischen, 
technischen und Verwaltungsmitarbei­
terin diese höchste Instanz derdemokra­
tischen Beratungs- und Entscheidungs­
gremien aufzunehmen. 

Der Rektor, der in letzter Zeit versucht 
hatte, demokratische Leitungsformen und 
neue Konzeptionen zu entwickeln, stell­
te am 29.1.90 im Plenum des neues 
Wissenschaftlichen Rates die Vertrau­
ensfrage. Seine Reformpläne zielten letzt­
lich auf die Beibehaltung der alten Macht­
strukturen und die Besetzung der Schlüs­
selpositionen durch Parteikräfte. Der 
Sprecher der ADEH forderte deshalb im 
Namen der Aktionsgemeinschaft seinen 
Rücktritt, den er ablehnte. Er wurde nach 
harter Diskussion mit 75 gegen 33 Stim­
men bei 4 Enthaltungen abgewählt. da-
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mit war der Weg frei für die Neuwahl des 
Rektors. 

Mit einem weiteren Aufruf wandte sich 
die ADEH an alle Angehörigen der Uni­
~ersität. Darin heißt es: "Nach unserer 
Uberzeugung kann ein wirklicher geisti­
ger Wandel der Universität erst dann in 
Gang kommen, wenn 

- die Vertreter der alten parteigelenkten 
Machtstrukturen ihre Position verlassen 
und demokratisch gewählte unbelastete 
Kräfte in allen Ebenen der Universität 
wirksam werden, 

- die z.T. noch in Resignation und lnitia­
tivlosigkeit verharrenden Mitarbeiter Hoff­
nung schöpfen und zu eigener Aktivität 
und Verantwortungsbereitschaft finden, 

- der Nachwuchs die sich jetzt bietende 
Chanc_e der pluralen Meinungsbildung, 
des leistungsorientiertes Studiums und 
der sich öffnenden Weite des geistigen 
Horizontes nutzt." 

Inzwischen fand sich auch der Minister 
für Bildung der DDR, Professor Emons, 
bereit, die von uns beantragte Stornie­
rung der noch aus der SED-Herrschaft 
stammenden BerufungsanträgefürHoch­
schullehrer zu akzeptieren und damit die 
Möglichkeit zu geben, eine Korrektur der 
Personalpolitik sofort einzuleiten. 

Im Januar 1990 forderte die ADEH die 
Au~lösung der Betriebsparteigruppen, 
votierte gegen die geplante Umwand­
lung der Sektion Marxismus-Leninismus 
und für deren Auflösung. Sie konzentrier­
te ihre Aktivitäten dann auf die Vorberei­
tung der Rektorwahl und benannte nach 
geheimer Vorwahl einen Kandidaten 
(Prof. Klinger, Dekan der Med. Fakultät). 
Er erreichte im 1. Wahlgang des Wissen­
schaftlichen Rates zwar die höchste Stirn-
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menzahl, verfehlte aber die absolute 
Mehrheit. In der Stichwahl wurde zu­
nächst der Jurist Prof. Riege (SED, spä­
te_r PDS) mit Stimmenmehrheit gewählt. 
Diese Wahl war jedoch durch eindeutige 
Fehler im Wahlverfahren (Fehlen einer 
~stätigten schriftlichen Wahlordnung, 
Nichtberücksichtigung der Briefwahlen 
im zweiten Wahlgang, Fehlen der Einlaß­
und Anwesenheitskontrolle u.a.) zustan­
degekommen. Auf Initiative dreier ADEH­
Mitglieder stellte die Medizinische Fakul­
tät den Antrag auf Annullierung dieser 
Rektorenwahl. Nach harter Auseinan­
dersetzung besonders mit den Alt-Juri­
sten im Wissenschaftlichen Rat stimmte 
dieser für eine Annullierung. Auf Bitten 
zahlreicher ADEH-Mitgliederfanden sich 
danach Professor Schmutzer (Physik) 
und Professor Klinger (Medizin) bereit 
für das Rektorenamtzu kandidieren, Pro~ 
fessor Schmutzer wurde gewählt (2.4.90). 
Ebenfalls aus der Mitte der ADEH kamen 
die beiden Prorektoren Professor Wech­
sung und Professor Meinhold. 

Damit war die erste entscheidende Etap­
pe der demokratischen Erneuerung ent­
schieden, und die Universität Jena be­
fand sich fest in demokratisch legitimier­
ten Händen. 

Dies war die Voraussetzung, weitere 
Aufgaben mit größerer Breitenwirkung 
anzupacken, wie: 

- Befreiung der Universität von der Stasi­
Beeinflussung und Durchsetzung 

- Gliederung der Universität in Fakultäten 
und Institute/Kliniken, Strukturreform 

- Einrichtung eines Studiums generale 

- Inhaltliche Vorbereitung deruniversität-
sinternen Evaluierung nach den Kriterien 
Kompetenz und Integrität 
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- Mithilfe bei der Wiedergutmachung er­
littenen Unrechts (z.B. Berufungsvor­
schläge für benachteiligte Wissenschaft­
ler) 

- Kritische Mitarbeit am Entwurf des Thü­
ringer Hochschulgesetzes. Vorbereitung· 
der Universitätswahlen. 

Dem neuen Rektor und dem Senat (in 
dem eine Reihe von ADEH-Mitgliedem 
vertreten waren) gegenüber erklärte die 
ADEH, daß sie sich nach den demokra­
tischen Wahlen keinesfalls als "außer­
parlamentarische Opposition" versteht, 
sondern als ein Forum freier politischer 
und hochschulpolitischer Diskussionen, 
pluralen Meinungsaustausches und Kon­
sensfindung weiter tätig sein wird, um 
gemeinsam den Emeuerungsprozeß fort­
zusetzen. Dabei werden die Entschei­
dungskompetenzen der Universitätslei­
tung stets beachtet. Mit hohem persönli­
chen Einsatz unterstützen die ADEH­
Mitglieder die universitätsinterne Evalui­
erung, durch die es der Universitätslei­
tung bereits vor de rvon der Landesregie­
rung verfügten Evaluierung gelang, eine 
Anzahl von Hochschullehrern und ande­
re Mitarbeiter, denen die persönliche In­
tegrität abgesprochen werden mußte (z. 
T. Stasi-Mitarbeiter), zum Verlassen der 
Universität zu bewegen. Nicht nur durch 
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die mündliche Weitergabe von Informa­
tionen und Beratungsergebnissen, son­
dern auch durch eine breite Korrespon­
denz, zahlreiche Publikationen in der 
Alma Mater Jenensis und in Tagszeitun­
gen, Vorträge an deren Hochschulen 
und durch einen Fernsehbericht im ZDF 
berichtete die ADEH über ihre Ziele und 
Arbeitsergebnisse. Der Minister für Wis­
senschaft und Kultur Thüringens, Herr 
Dr. Fickei, sowie das damalige Mitglied 
der Hessischen Landesregierung, Mini­
ster Kanther, diskutierten in der ADEH 
Ziele und Wege der künftigen Hochschul­
politik. Schließlich sei daran erinnert, daß 
das Wartburgfest deutscher Hochschul­
lehrer und Studenten 1990, dieses erste 
vielbeachtete gesamtdeutsche Treffen 
nach der Wende, maßgeblich von ADEH­
Mitgliedern (U. Zwiener) initiiert und ge­
tragen wurde. 

Die Ziele, die sich die ADEH bei ihrer 
Gründung am 7.12.89 stellte, sind er­
reicht. Neue Aufgaben liegen vor uns, 
denn Demokratie ist kein abgeschlosse­
nes Sein. sondern ein ständiges Wer­
den. 

Dieter Jorke, Prof. em. Dr. med., war 
bis 1992 Klinikdirektor an der 

Friedrich-Schiller-Universität Jena 
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Manfred H. Olbertz/ Joachim Riße (Rostock): 

LIBERTAS DOCENDI ET DISCENDI 
Hoffnungen und Illusionen einer Universitätsreform 

Über dem Portal der Universität Rostock, 
der ältesten Nordeuropas, steht die ver­
pflichtende Sentenz 

"DOCTRINA MULTIPLEX - VERITAS 
UNA" 

Sie will besagen, daß an dieser Stätte 
des Geistes vielfache Lehrmeinungen 
um der einen Wahrheit willen vertreten 
sein sollen. In der von Papst Martin V. 
anno 1419 ausgestellten Gründungsur­
kunde wurde der neuen Universität die 
"libertas docendi et discendi", die Frei­
heit zur unabhängigen Lehre und zum 
Meinungsstreit, ausdrücklich zugesi­
chert. 

Die Gültigkeit dieser Wegweiser wurde 
im Verlaufe der 574-jährigen Geschichte 
der ehrwürdigen ALMA MATER ROSTO­
CHIENSIS indessen mehrfach in Frage 
gestellt und beschädigt. Einerseits durch 
direkte Einwirkungen der die Universi­
täten tragenden gesellschaftlichen und 
politischen Kräfte, die oft von Teilen des 
Lehrkörpers aktiv unterstützt wurden, 
andererseits durch autoritäre Gelehrsam­
keit oder Dogmatismus einzelner intellek­
tueller Persönlichkeiten. Die Wechsel­
beziehungen zwischen politischer Macht 
und ehrgeiziger Wissenschaft sind in al­
len Zeiten wirksam gewesen und haben 
dem eigentlichen Anliegen der Univer-

16 

sitäten, der Wahrheitsfindung, mehr ge­
schadet als genutzt. Einen Tiefpunkt der 
Freiheit von Forschung, Lehre und Studi­
um erreichte die Rostocker Universität in 
den letzten vier Dezennien ihres Daseins 
unter der Ideologie und Machtausübung 
der "Diktatur des Proletariats" (OL­
BERTZ, 1990). 

Am 21.11.1989 druckten und verteilten 
die Autoren dieses Beitrages einen Auf­
ruf an alle Universitätsangehörigen, sich 
an der Wiederherstellung der verloren 
gegangenen Freiheiten von Lehre, For­
schung und Studium aktiv zu beteiligen. 
Der Aufruf wurde von insgesamt 38 Hoch­
schullehrern und Mitarbeitern sowie ca.50 
Studenten unterzeichnet und am 28.11.89 
in den Nordeutschen Neuesten Nach­
richten (NNN) unter dem Titel "Besin­
nung auf bewährte Traditionen" veröf­
fentlicht. In dieser Pressemitteilung wur­
de zur Teilnahme an einer ersten öffent­
lichen Versammlung der Initiativgruppe 
am 28.11.89 und einem öffentlichem 
Forum am 2.12.89 aufgefordert. Ziel der 
beiden universitätsoffenen Veranstaltun­
gen sollte es sein, weitere aktive Mitglie­
derder ALMA MATER ROSTOCHIENSIS 
für eine gemeinsame Aktion zur Durch­
setzung der geforderten Universitätsre­
form zu gewinnen. Es waren die ersten 
öffentlichen Vorstellungen dieser Ende 
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Oktober gegründeten "Initiativgruppe Uni­
versitätsreform". Ihre Gründungsmit­
glieder, Prof. Dr. Olbertz, Prof. Dr. Riße, 
Prof. Dr. Pätzold u. Prof.Dr.Maeß, be­
zweckten mit ihrer Aktion die Aufrüttelung 
der bis dato schweigenden Mehrheit der 
Angehörigen derWPU, einer Universität, 
die - ungerührt von den im Lande ve­
hement erstarkenden "Montags-Demon­
strationen" -, unterdem 1976ver1iehenen 
Namen ''Wilhelm-Pieck-Universität-Ro-

stock" - wie gewohnt - auf die Weisun­
gen bzw. Toleranzvorgaben der "Partei­
und Staatsführung" wartete. 

Dieser am 28.11.89 in der Presse (NNN 
Nr.280 (1989)) veröffentlichte Aufruf vom 
21.November darf heute als ein für die 
Universitätsgeschichte bedeutsames Do­
kument angesehen werden. Er ist daher 
hier im Wortlaut auszugsweise wiederge­
geben: 

Aufruf zur Mitwirkung aller Wissenschaftler, Mitarbeiter und Studenten an 
der Vorbereitung von Vorschlägen für eine Universitätsreform 

(Empfehlungen einer Initiativgruppe von Hochschullehrem, Wissenschaftlern und 
Studenten der WPU-Rostock) 

"Die 570 Jahre alte ALMA MATER ROSTOCHIENSIS hat in den letzten vier 
Dezennien ihres Wirkens insbesondere nach der /II.Hochschulreform 1968, ein­
schneidende staatliche Eingriffe in ihr wissenschaftliches Leben ~rfahren müssen. 
Die von der Partei- und Staatsführung der DDR durchgesetzte Ausrichtung der Le~r~ 
und Forschung auf die sozialistische Gesellschafts- und Wirtsc~aftsordnung stalini­
stischer Prägung hat zu einer wissenschaftsfremde~ Regl~m_ent1erl!ng der ~ehr- und 
Forschungstätigkeit der Universität geführt. Begnffe, wie Staatl'.che L:1tung u~d 
Kontrolle', "kommunistische Erziehung', "Kaderauswahl und entw1cklung etc. prag­
ten die Zielstellung und den Inhalt der staatlichen Eingriffe i~ das Univers(tätsleben 
und engten zugleich den wissenschaftlichen MeinungsstreI~ als wes_entll~hes_ Ele­
ment einer progressiven ungehinderten Wissenschaftsentw1cklun~ ein: ?1e mit der 
Hochschulreform veranlaßte ·staatliche Leitungsstruktur' der Umvers1taten hat zu 
einer einschneidenden Veränderung der Funktion des Rektors un~ der D~kane in d~n 
Fakultäten geführt. Früher Primus inter pares und Beauftragter einer freien Gemein­
schaft kompetenter Wissenschaftler zur Vertretung der Universität nach auß~n w~rde 
1968 der Rektor erstmals zum Leitungskader des Ministers bestellt. Mit seinen 
Stabsorganen (Direktoraten) und nachgeordneten Sektionsdi~ektoren in de_r soge­
nannten ·2. Leitungsebene' wurden ihm uneingeschränkte We1sungsbefupmss~ zur 
Durchsetzung von Beschlüssen des Politbüros und de~ Staatsappa:a~es eingeräu_mt. 
Ziel dieser Maßnahmen war die konsequentere Ausr,chtung des wissenschaftlich­
technischen Potentiales der Universität' auf die gesellschaftlichen und volkswirt­
schaftlichen Praktiken in unserem Lande. 

Die Auswirkungen dieses unter Führung und Kontrolle der Universitäts-Parteiinstitutio-
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nen organisierten Machtregimes in der Wissenschaft haben unserer Universität einen 
noch nicht ausreichend analysierten Schaden zugefügt. Wir beklagen u.a.: 

- den Kompetenzverlust der Professoren und Dozenten bei der Bestimmung ihrer 
Lehr- und Forschungsinhalte, verbunden mit der eingeschränkten Verantwortung für 
die Auswahl und Entwicklung ihres wissenschaftlichen Nachwuchses und ihrer 
Mitarbeiter; • 

-die unzureichende Zuständigkeit für die Auswahl und Beschaffung des für ihre Arbeit 
notwendigen materiell-technischen Potentiales, die vollzogene Behinderung bei der 
uneingeschränkten Entfaltung und Gestaltung der internationalen Kontakte der 
Wissenschaft/er; 

- die Bürokratisierung des gesamten Universitätslebens ... 

- den uneffektiven Zeit- und Kraftaufwand für den wissenschaftsfremden 'Sozialisti-
schen Wettbewerb der Universitätskollektive' mit der systemimmanenten Verfäl­
schung von Ergebnissen; 

- die eingeführte Genehmigungspflicht für Publikationen und internationale Kontakte 
der Wissenschaftler durch fachinkompetente Leitungskader und Mitarbeiter in den 
Prorektoraten und Direktoraten, gekoppelt mit einer überzogenen Geheimniskräme­
rei; 

- die Benachteiligung und Behinderung von Wissenschaftlern, Studienbewerbern, 
Studenten und Absolventen, deren Herkunft undlod. Weltanschauung nicht mit den 
Erwartungen der Partei- und Staatsdoktrin übereinstimmt; 

- die Verschulung des Hochschulstudiums, verbunden mit einem durch ministerielle 
Anordnung verfügten einheitlichen Studienablauf und einer durch Beratertätigkeit 
perfektionierten Gängelei der Studenten. 

Wir, - die Mitglieder der Initiativgruppe Universitätsreform -, fordern daher ein 
Überdenken der gegenwärtigen Universitätsstrukturen unter Rückbesinnung auf 
bewährte Traditionen der Alma mater und die Einleitung folgender Schritte: 

1. Einberufung eines Forums aller Hochschullehrer, Mitarbeiter und Studenten zur 
gemeinsamen Beratung und Erarbeitung einer neuen, von parteipolitischen und 
staatlichen Eingriffen unabhängigen Universitätsordnung. 

2. Die umgehende Ablösung der gegenwärtig noch amtierenden staatlichen Leitungs­
hierarchie an der Wilhelm- Pieck-Universität Rostock durch eine auf demokratischer 
Basis zu beschliessende neue Universitätsordnung. 

3. Die Abstimmung neuer gesellschaftlicher Zielstellungen für die an der Universität 
Rostock ein-gerichteten bzw. neu einzurichtenden künftigen Studienrichtungen mit 
den zuständigen Ministerien. 

4. Die systematische Aufarbeitung der jüngeren Rostocker Universitätsgeschichte" 
(NNN Nr.280, 28.11.89). 
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Der Rektor der Universität nahm am 
1.12.89 in der NNN zu diesem Aufruf der 
Initiativgruppe Stellung: "Mit Verwunde­
rung erfahren wir nun aus der Zeitung, 
daß sich neben dem Senat und unabhän­
gig von ihm eine Gruppe gebildet hat, die 
in der bisherigen Arbeit bewährte For: 
men und Methoden offenbar nicht mehr 
gelten lassen will. Ist das Besinnung auf 
bewährte Traditionen? Und gehört nicht 
auch das vertrauensvolle Miteinander in 
gemeinsamer Aktion zu dem, was wir 
übernehmen und pflegen sollten? ... Der 
Senat der Wilhelm-Pieck-Universität Ro­
stock... wird auch die Vorschläge und 
Meinungen dieser Initiativgruppe ent­
gegennehmen, um sie mit den Ordinarien 
gemeinsam zu beraten und in die 
Entscheidungsfindung einzubeziehen" 
(NNN, Nr.283, 1.12.89). 

Die erste öffentliche Versammlung der 
Initiativgruppe fand, wie angekündigt, am 
28.11.89 mit 22 Teilnehmern statt, und 
am 1.12.89 wurde die Diskussion im 
angemeldeten universitätsoffenen For­
um mit ca. 50 Teilnehmern fortgesetzt. 
Der Rektor schickte zum Forum einen 
Prorektor als Beobachter. Der Diskussi­
on lagen einige Thesen zugrunde, die 
von der Initiativgruppe vorbereitet und 
ebenfalls am 28.11.89 in der NNN veröf­
fentlicht worden waren. Sie zielten im 
wesentlichen auf die Erarbeitung einer 
neuen Universitätsverfassung nach dem 
Vorbild der westdeutschen Hochschul­
Rahmenordnung sowie auf demokrati­
sche Neuwahlen der akademischen 
Selbstverwaltung: 

Thesen zur Universitätsreform vom 21.11.89 

1. Die Universität Rostock (Anm.:der Name 'Wilhelm-Pieck-Universität' wurde 
bewußt weggelassen) trägt als älteste Universität in Nordeuropa eine besonders 
hohe Verantwortung für die Aus- und Weiterbildung, für die Förderung des wissen­
schaftlichen Nachwuchses, für die Weiterentwicklung der Wissenschaft durch For­
schung und für die Förderung der internationalen Zusammenarbeit. Sie ist eine 
Einrichtung des Landes. 

2. Die Universität verwaltet sich selbst im Rahmen einer von ihrem obersten Gremium 
(Konzil) beschlossenen Grundordnung. Sie entscheidet (selbst) über Art und Umfang 
des Lehrangebotes, über Foschungsschwerpunkte, über Immatrikulation und Exma­
trikulation, über wissenschaftliche Grade, über die Berufung von Hochschullehrern, 
über die Weiterentwicklung der Universität, über die Anmeldung (bei den künftig 
zuständigen Ministerien) ihres Haushalts- und Raumbedarfes. 

3. Die Universität ist eine Vereinigung von Instituten, die nach demokratischen 
Prinzipien geleitet werden und die über die durchzuführenden Forschungsaufgaben 
und die Lehrinhalte sowie über die sie betreffenden Fonds selbständig entscheiden 
und eigenverantwortlich Verträge abschließen. 

4. Oberstes Gremium des Institutes ist der Institutsrat, der aus Hochschullehrern, 
Mitarbeitern u. Studenten (Diplomanden) besteht. Er wählt aus seinen Reihen einen 
geschäftsführenden Leiter. 
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Sektion Physik und an der Fakultät für 
Theologie der WPU unter dem Titel: "Di­
rektor, Dekan, Prodekan neu gewählf. 
Mit diesen beiden Nachrichten wurde die 
Öffentlichkeit über die tatsächlichen Ab­
sichten der Universitätsleitung getäuscht. 
"f atsächlich versuchten die alten poli­
tischen Führungskader mit "demokrati­
scher Zustimmung" ihrer noch immer 
zahlreichen Gefolgsleute um jeden Preis 
im Sattel zu bleiben, um die eigene Exi­
stenz sichern und hierzu die Universi­
tätsreform entsprechend ausrichten zu 
können. Es wurde deutlich, daß die Selbst­
befreiung der Universität am Fortbestand 
der alten sozialistischen Seilschaften 
scheitern könnte. 

Der an alle Fakultäten und interessierte 
Universitätsmitglieder verteilte "1.Entwurf 
der Universitätsverfassung" fand große 
Resonanz. Es wurden etwa 80 schriftli­
che Stellungnahmen und zusätzlich viele 
persönliche Gespräche für die Erarbei­
tung des 2.Entwurfes ausgewertet. [2] 
Der2.Entwurfkonnte - wie geplant - bis 
Ende März des Jahres 1990 fertiggestellt 
werden. Er wurde nach redaktioneller 
Überarbeitung am 10.4.90 der Redakti­
on der Universitätszeitung zur Veröffent­
lichung übergeben. Seine wichtigsten 
Passagen behandelten die Garantie für 
die Freiheit von Lehre, Forschung und 
Studium, die Rechte und Pflichten der 
Universitätsmitglieder, die Organisation 
und Verfahren der Selbstverwaltung, die 
Organisation des Studiums und der Leh­
re sowie der Forschung, und vor allem 
die Modalitäten des lnkrafttretens durch 
ein neu zu wählendes Universitätskonzil. 
Erste Maßnahme des demokratisch ge­
wählten Konzils sollte die Neuwahl des 
Senates, des Rektors und des Prorek­
tors sein. Als Termin für die Wahlen 
wurde Anfang Mai 1990 in's Auge gefaßt. 
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Die Veröffentlichung des 2.Entwurfes 
wurde von der Universitätszeitung unter 
Hinweis auf die Erarbeitung einer Alter­
natiwor1age durch ein Mitglied des am­
tierenden Senates abgelehnt. "Wenn 
überhaupt, dann nu.r gleichzeitig mit der 
Alternatiworlage". Die Initiativgruppe 
entschloß sich zum sofortigen Handeln, 
legte im Senat ihren Protest ein und 
verteilte am 27.4.90 den 2. Entwurf der 
erarbeiteten Verfassung als Matritzen­
druck in der Universität. [3] Erst am 11.Mai 
1990 wurden dann beide Vor1agen in der 
Universitätszeitung Nr. 7, 1.Jg., unter fol­
genden Titeln veröffentlicht: 

"Initiativgruppe Universitätsreform (Prof. 
Dr. Olbertz): Vor1äufige Verfassung der 
Universität Rostock". (UZ, Nr. 7, 1.Jg., 
1989, S.1,2,7 u.8); 

"Entwurf einervor1äufigen Grundordnung 
für die Organisation und Selbstverwal­
tung der Uni unter Verwendung vieler 
Vorschläge anderer, vorgelegt von Prof. 
Wolfgang Enger. (UZ, Nr.7, 1.Jg., 1989, 
S.3,4,5 und 6); 

Die (gewollte) Verwirrung der Universi­
tätsangehörigen war komplett, nicht zu­
letzt wegen der wörtlichen Übereinstim­
mung weiter Teile der beiden Verfas­
sungsentwürfe sowie durch die (geplan­
te) Vermischung der Seiten in der Wie­
dergabe. Wesentliche Unterschiede im 
Inhalt bestanden nur insofern, als in dem 
von Prof. Dr. Engel unterzeichneten Ent­
wurf die neu vorgeschlagenen "Fachbe­
reiche" durch (nominelle) Umwandlung 
der Sektionen, verbunden mit einer (de­
mokratischen) Neuwahl der "Sprecher" 
(Sektionsdirektoren) entstehen sollten. 
In seiner Vorbemerkung weist Prof. Dr. 
Engel darauf hin, daß "der wesentliche 
Unterschied zum Entwurfderlnitiativgrup-
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pe darin besteht, daß nur zwei administ­
rative Entscheidungsebenen existieren: 
Universitätsebene und Fachbereiche" (1. 
und 2. Leitungsebene). Und wichtig war 
wohl vor allem, daß die Universitätsreform 
nicht von einer konträren Initiativgruppe, 
sondern vom amtierenden Senat durch 
eines seiner Mitglieder eingeleitet wurde. 

Im Vorwort zur "Vorläufigen Verfassung 
der Universität Rostock" steht u.a.: "Die 
weitere Bearbeitung und Verabschiedung 
der Verfassung bleibt dem neuen Konzil 
der Universität vorbehalten, dessen Wahl 
in Kürze stattfinden soll. Mit der Vortage 
des 2. Entwurfes betrachtet die Initiati­
vgruppe ihre selbst gestellte und vom 
amtierenden Senat bestätigte Aufgabe, 
Empfehlungen für eine Verfassung der 
Universität Rostock rechtzeitig zum Zeit­
punkt der Wahl eines neuen Konziles 
und Senats der Universität als Beratungs­
grundlage vorzulegen, als erfüllt. Wir bit­
ten, Stellungnahmen und Abänderungs­
vorschläge dem neuen Senat direkt zu­
zustellen. Rostock, den 1 O. April 1990."[4] 

Die Wahl des im Verfassungsentwurf der 
Initiativgruppe vorgesehenen "Außeror­
dentlichen Konzils der Universität Ro­
stock" fand am 22.5.90 statt. Die letzte 
Aktivität der Initiativgruppe bestand dar­
in, die Wahl der Konzilmitglieder vorbe­
reiten zu helfen und die Tagesordnung für 
die konstituierenden Sitzung des Konzils 
im Detail festzulegen. Auf dieser konsti­
tuierenden Sitzung wurden die bis dato 
bestehenden Leitungsorgane der Uni­
versität aufgelöst, als Vorsitzender des 
Konzils Prof. Dr. Pätzold, als neuer Rek­
tor Prof. Dr. Maeß und als Prorektor Prof. 
Dr. Kiesow gewählt. Als Grundlage der 
Wahl und Tätigkeit des Konzils und der 
neuen Universitätsleitung diente die von 
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der Initiativgruppe erarbeitete "Vorläufi­
ge Universitätsverfassung". 

Diese aus eigener Kraft erfolgte "Selbst­
befreiung" der Universität Rostock von 
ihrer "sozialistischen Leitungsstruktur" 
war gewiß ein großer Anfangserfolg auf 
dem Wege zu einer"Neuen Universität", 
deren Prinzipien wieder an die Leitsätze 
ihrerGründer"DOCTRINA MULTIPLEX 
- VERITAS UNA" und "LIBERTAS 
DOCENDI ET DISCENDI" anknüpfen 
sollte. Indessen ist den Initiatoren dieser 
Universitätsreform auch in der Folgezeit 
manche Enttäuschung nicht erspart ge­
blieben: 

Die wohl wichtigste Forderung der Uni­
versitäten, das Verlangen nach Freiheit 
für Lehre, Forschung und Studium, ist 
nach wie vor in Frage gestellt. Wie die 
Geschichte der Universität Rostock be­
weist, gibt es vielfältige Formen der Ein­
flußnahme auf Zielstellung, Durchführung 
und Nutzung wissenschaftlicher Arbeit. 
Die wichtigsten Hebel sind Gesetzge­
bung und Geld. Im Mittelalter bemühten 
sich Fürsten und Priester entweder mit 
der Zusage von Privilegien, mit sanften 
Regulativen, mit dem Geldbeutel oder 
aber auch mit dem überaus wirksamen 
Mittel der "Reichsacht" und des "Bann­
strahles" um mehr oder weniger massive 
Einflußnahme auf die eigenwilligen Ma­
gister. Die ALMA MATER ROSTO­
CHIENSIS wurde mehrfach mit Reich­
sacht, Reichsaberacht, Bannstrahl oder 
sogar mit Ausweisung ihrer Professoren 
und totaler Schließung für ihre Unbotmä­
ßigkeit bestraft (OLBERTZ, 1990). Die 
Diktatur des Proletariats betrachtete Wis­
senschaft als Produktivkraft, als Ersatz 
für die in der Marktwirtsct,aft waltenden 
Kräfte des Unternehmertums, und regel­
te entsprechend das Universitätsleben 
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nach den Prinzipien eines staatlich gelei­
teten Produktionsbetriebes. Wer nicht 
mitmachen konnte oder wollte, wurde 
mehr oder weniger sanft entfernt bzw. 
gar nicht erst eingestellt. Entscheidend 
für die Berufung zum Hochschullehrer 
war neben nachgewiesener wissen­
schaftlicher Befähigung die politische Zu­
verlässigkeit, das Klassenbewußtsein. 
Wer an der Universität studieren und 
bleiben wollte, mußte beides haben oder 
zumindest erfolgreich vortäuschen. 

Schwierig - gestern wie heute -, die Gu­
ten von den Bösen zu scheiden. Im Land 
Mecklenburg-Vorpommern hatte sich das 
"Hochschul-Erneuerungsgesetz" (5) das 
Ziel gesteckt, diese Aufgabe zu mei­
stem. Es setzte die im Hochschul-Rah­
mengesetz verbürgte Autonomie der 
Universitäten "vorübergehend" außer 
Kraft. Man ging von der mehr oder weni­
ger berechtigten These aus, daß die 
Selbstbereinigung der Universität von 
unfähigen und unguten Kräften nicht 
stattfinden werde, wegen der bereits er­
wähnten und sattsam bekannten alten 
Seilschaften. 

So wurde verfügt, daß alle Universitäts­
angehörigen sich einer "Ehrenkommis­
sion" und die Wissenschaftler zusätzlich 
einer "Evaluierungskommission" zu stel­
len hätten. Pastor Oswald Wutzke, just 
zum Kultusminister des Landes avan­
ciert, wachte über fachliche Kompetenz 
und moralische Integrität seiner neuen 
und alten Universitätsbürger. Für den 
Bereinigungs- und Erneuerungsprozeß 
an den Landes-Hochschulen berief er 
als hierfür zuständigen wissenschaftli­
chen Abteilungsleiter Herrn "Professor" 
Dr. Molt von der Augsburger Universität. 
Leider kam nach gewisser Zeit erfolgrei­
cher Säuberung der ihm unterstellten 
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Universitäten heraus, daß er den Profes­
sorentitel zu Unrecht trug. Dr. Molt hatte 
ihn sich selbst zugelegt oder zumindest 
widerspruchslos geduldet (6) und mußte 
wieder gehen. Zuvor aber hatte der inte­
gre "Professor" aus den alten Bundes­
ländern bereits damit begonnen, die Tä­
tigkeit der Evaluierungs- und Ehrenkom­
mission in der Frage anzuleiten. ob 
mecklenburgische Hochschullehrer für 
ihre Lehr- und Forschungstätigkeit die 
wissenschaftliche und moralische Eig­
nung besitzen. Die Tagespresse erfand 
hierzu die überspitzt-sarkastische Be­
merkung: "Auch der Mediziner, der schon 
mehrere hundert Blinddärme entfernt 
hat, mußte nachweisen, ob er es über­
haupt kann, ob er es weiter darf' (KOEP­
KE, 1991 ). Die Schwierigkeiten, aus der 
Sicht der in 40 Jahren gewachsenen 
Demokratie der alten Bundesländer das 
Fehlverhalten der Angehörigen von 
Hochschulen zu beurteilen, "die perso­
nell und strukturell durch die 40-jährige 
SED-Diktatur geprägt sind", waren im­
mens. Ungerechtigkeiten waren kaum 
zu vermeiden, auch nicht für Angehörige 
der Ehren- und Evaluierungskommis­
sionen, die wirklich integer waren und 
sich gewissenhaft bemühten .. 

Ähnliche Probleme waren in Deutsch­
land bereits einmal entstanden, nämlich 
1945, als nach dem Zusammenbruch der 
Diktatur des Faschismus die sogenann­
ten "Entnazifizierungskommissionen" 
u.a. auch mit der Säuberung der Univer­
sitäten von faschistischen Elementen 
beauftragt wurden. In Rostock hatte der 
damalige Senat der Universität aus eige­
ner Initiative eine solche Kommission 
berufen (noch bevor die SMA dann nach 
ihren Maßstäben die Bereinigung einlei­
tete [Heitz 19691). Die damals von der 
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Rostocker Senatskommission unter dem 
Vorsitz von K. WACHHOLDERangeleg­
ten Beurteilungsmaßstäbe waren im 
Prinzip denen der jüngsten Ehrenkom­
mission vergleichbar. Da für die vergleich­
bare Betrachtung die Rostocker Ergeb- • 
nisse zum Zeitpunkt der Untersuchung 
noch nicht abgeschlossen verfügbar 

waren, wurden die ähnlich gelagerten 
und von KELLOTAT (1992) publizierten 
Ergebnisse der Greifswalder Ehrenkom­
mission herangezogen. Zur vereinfach­
ten Betrachtung wurden außerdem die 5 
(1945) bzw. 8 (1990) Beurteilungs-Kate­
gorien in drei zusammengehörige Haupt­
Gruppen zusammengefaßt (Abb. 2). 

Verg1ei=h der Ergeb=i==e 

E=t=a.zi~izieru=s=- u=d 

50 

40 

30 

an den Universitäten Rostock und Greifswald 

2 3 

11111 Entnazif .(HRO) lsRLJ Ehrenkomm.(HGR) 

Ka.tegorie: 1: 

K~in Fehlverhalten 

Ka.tegor-ie :2: 

Mißbilligungen, Aberkennungen 

Kategorie 3: 

Entlassungen 
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Trotz aller Fragwürdigkeit des Zahlen­
materials und seiner Auswertung (da­
mals wie heute hatte ein Teil der belaste­
ten Hochschullehrer die Universität schon 
vor der Überprüfung verlassen), ist das 
Ergebnis doch wohl in zwei entscheiden­
~en Fragestellungen aussagefähig und 
überprüfenswert:: 

1 ). Wie ist es möglich, daß Professoren 
und Wiss. Mitarbeiter unter den Bedin­
gungen zweier unterschiedlicher Dikta­
turen dem jeweiligen System zu 1 Obis 20 
% als Avantgardisten dienten, sich zu 45 
bis 50 % mit den Machthabern arrangier­
ten (zusammen 55 bis 70 % ) und "nur" zu 
35 bis 45 % aus dem politischen Macht­
gefüge einigermaßen herauszuhalten 
wußten? 

2). Darf man hoffen, daß die jeweiligen 
Säuberungsprozesse nachhaltige Wir­
kungen zeigen, daß sich Professoren 
und Mitarbeiter derart reformierter Hoch­
schulen nunmehr politischem (oder wie 
immer ge- bzw. entarteten) Ehrgeiz ent­
halten und in aller Zukunft ausschließlich 
der wissenschaftlichen Wahrheitssuche, 
der Erkenntnis "doctrina multiplex - veri­
tas una" dienen werden? 

Analysiert man die Geschichte der Uni­
versität unter dem Aspekt der Wechsel­
beziehungen zwischen Macht und Wis­
senschaft, zwischen Politikern und Ge­
lehrten, so ist man jeglicher diesbezügli­
cher Illusion befreit. Das Verhalten von 
Intellektuellen war in allen Jahrhunder­
ten vom gleichen Muster geprägt, ledig­
lich die Kostüme der Darsteller wurden 
zeitgemäß ausgewechselt. Verfolgt man 
die Geschichte der Rostocker Universi­
tät, so wären faktisch nach jeder Genera­
tion "Ehren- und Evaluierungskommis­
sionen" vonnöten gewesen und erfolg-
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reich, d.h. in vergleichbaren Prozent­
sätzen. zum Zuge gekommen. Aus der 
57 4-jährigen Universitätsgeschichte kön­
nen vielmehr bestimmte Schlußfol­
gerungen gezogen werden. die hier in 
drei Thesen zusammengefaßt sein sol­
len: 

These 1: 
Universitäten sind zu allen Zeiten vom 
jeweiligen Weltbild der sie tragenden Ge­
sellschaft und von den konkret herr­
schenden politischen Machtverhältnis­
sen abhängig gewesen. Umgekehrt hat­
ten der an den Universitäten erarbeitete 
wissenschaftliche Erkenntniszuwachs 
sowie das Engagement der Hochschul­
lehrer am jeweiligen Weltbild und Zeit­
geist sowie an der politischen Machtent­
faltung hohen Anteil. Die Nutzungs- und 
Benutzungsmöglichkeiten von Ergebnis­
sen der Wissenschaft zur Machtentfal­
tung war zu allen Zeiten für Politik und 
Staat eine große Versuchung und ist eine 
der unmittelbaren Ursachen für die in der 
Vergangenheit immer wieder praktizier­
ten Eingriffe in die ursprünglich verbürg­
ten akademischen Freihetten und Kompe­
tenzen der Universitäten. 

These 2: 
Das Gewicht einer Universität ist durch 
das Ansehen der sie vertretenen Gelehr­
ten und deren wissenschaftliche Lei­
stungen bestimmt. Die Erfahrung lehrt, 
daß die an einer Universität tätigen Intel­
lektuellen Persönlichkeiten neben her­
ausragender besonderer Begabung und 
erworbener Befähigung auch Cha­
raktereigenschaften aufweisen, die ei­
nerseits Voraussetzung für hohe Leistun­
gen in Forschung und Lehre sind, anderer­
seits aber auch der eigenen Promotion 
dienen. Hierzu zählen in Sonderheit Ehr­
geiz und Geltungsbedürfnis. Die Versu-
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chung war, ist und wird immer groß blei­
ben, durch ein Bündnis mit den die Uni­
versität tragenden gesellschaftlichen und 
politischen Kräften die eigene wissen­
schaftliche Arbeit und/oder die eigene 
Person vorzugsweise zu befördern. 

These 3: 
Die Verantwortung von Staat und Gesell­
schaft gegenüberderWissenschaft kann 
erfolgreich nur dadurch wahrgenommen 
werden, daß die für die Zukunft der 
Menschheit notwendige Forschung und 
Lehre so weit als möglich unbeeinflußt 

Anmerkungen: 

und unabhängig bleibt von Zwängen, 
Nöten und Machtansprüchen der Ge­
genwart. Hierzu sollten die im Hoch­
schul-Rahmengesetz bereits veranker­
ten Grundsätze weiter präzisiert und vor 
allem verwirklicht werden. Dies war auch 
das eigentliche Anliegen der von uns 
1989/90 in Rostock durchgeführten Uni­
versitätsreform. 

Manfred H.Olbertz, Prof. Dr. agr., und 
Joachim Riße, Prof. Dr.-lng., lehren am 

FB Landeskultur und Umweltschutz 
der Universität Rostock 

[1] Vergl. Riße: Protokoll der Versammlung vom 28.11.89 und Protokoll des öffentlichen 
Forums zur Universitätsreform vom 2.12. 89; Olbertz: Beratungsergebnisse und Arbeits­
plan der Initiativgruppe vom 4.12.89; Unterschriftsliste mit Bereitschaftserklärungen zur 
Mitarbeit in der Initiativgruppe vom 8.12.89. 

(2] vergl. Akte der schriftlichen Stellungnahmen zum 1.Entwurf der Universitätsverfas­
sung, Übergeben am .22.5.1990 an Prof. Dr. Henninghausen 

(3] Olbertz: Rundschreiben an alle Universitätsmitglieder. die zum 1. Entwurf Stellung 
bezogen hatten, mit dem 2. Enwurf als Anlage, Rostock, 26.4.1990. 

[4] Olbertz: Vorläufige Verfassung der Universität, Vorwort. UZNr. 11, 1. Jg., 11.5.1990, S. 
1. 

[5] Hochschulemeuerungsgesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern vom Febr. 
1991 

[6] E. Koepke: Moralisch integer? Ostsee-Zeitung vom 1.2.1991 

Quellen (soweit im Text nicht ausgewiesen): 

Heitz, G. u.a.: "Geschichte der Universität Rostock 1419-1969". Bd.l u.11., VEB Verlag der 
Wissenschaften, Berlin ( 1969) 

Kellotat, G.: "Die Greifswalder Ehrenkommission". UZ d. E.M.A.-Universität Greifswald, 
11,(1992), S.7 

Olbertz, M.H.:"DOCTRINA MULTIPLEX - VERITAS UNA?" (Höhen und Tiefen einer 
Universität). NATECH - Das Journal für Studenten, Nr. 2, April-Heft (1990), S.8-13. 
(Veröffentlicht auch unter dem Titel "Einst Leuchte im Norden" im Kultur-Journal Schles­
wig-Holsteins, Jan. 1990, S.30-35. sowie unter dem Originaltitel in den Mitteilungen des 
Deutschen Hochschulverbandes, Bonn, 38, H.4 (1990), S. 191-194. 
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THEMA II: Hochschule als Institution 
und Landeshochschulrecht Teil 3 

Hans-Dieter Klein (Halle/Saale): 

Zaghafte konservative Modernisierung 
Das Hochschulgesetz des Landes Sachsen-Anhalt 

Der Landtag von Sachsen-Anhalt hat am 
16. September 1993 gegen die Stimmen 
von SPD, Bündnis 90/Grüne und PDS 
das Hochschulgesetz des Landes ver­
abschiedet. Verkündet am 7. Oktober 
trat es - wie es der Einigungsvertrag 
verlangt hatte - fast termingerecht am 
darauffolgenden Tag in Kraft. [1] 

Der Stellenwert dieses Gesetzes kann 
nur im Zusammenhang mit der bundes­
weit geführten hochschulpolitischen Dis­
kussion einerseits und den Ergebnissen 
der jüngeren sachsen-anhaltinischen 
Hochschulentwicklung andererseits be­
stimmt werden. Der Anspruch, ein HAG­
konformes Gesetz vorlegen und sich 
gleichzeitig der Modeme stellen zu wol­
len, brachte die Parlamentarier schein­
bar in moralische und politische Zwangs­
situationen, die das Ergebnis gezeichnet 
haben: eine zaghafte konservative Mo­
dernisierung. 

Selbst ohne die Genesis detailliert zu 
kennen, wird dem Analytiker deutlich, 
daß ein ursprünglich moderner Gesetze­
stext, der dem Hochschulerneuerungs­
gesetz (HEG-LSA) von 1991 [2] zugrun­
de gelegen hatte, durch die Parlaments­
mehrheit aber schon 1991 verwässert 
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wordenwar[3],nunemeut - gewisserma­
ßen in zweiter Wäsche - zur Gesetzes­
formulierung genutzt wurde. Eine als Ar­
beitspapier der CDU-Landtagsfraktion 
firmierte parallele Darstellung des HEG­
LSA, des Regierungsentwurfs des Lan­
des, des SPD-Entwurfs [4] und des Ent­
wurfs des Sächsischen Hochschulge­
setzes belegt das Vorgehen, sich am 
Text des HEG-LSA entlang hin zum neu­
en Gesetz zu bewegen. Der dritte vor­
liegende Gesetzentwurf, der als zeitlich 
erster bereits Anfang 1993 durch die 
Fraktion der PDS eingebracht worden 
war [5), spielte in der Gedankenwelt der 
CDU-Fraktion augenscheinlich keine 
Rolle. 

Der Regierungsentwurf wurde erheblich 
später als die Entwürfe von PDS und 
SPD vorgelegt. Zuvor war auch der Lan­
desverband der Gewerkschaft Erziehung 
und Wissenschaft mit seinen Forderun­
gen an ein Hochschulgesetz an die Öf­
fentlichkeit getreten. Nach den Anhö­
rungen von Hochschulen, Hochschulan­
gehörigen, Gewerkschaften, Verbänden 
und anderen Interessierten vordem Land­
tagsausschuß wurde ein Gesetzentwurf 
der DSU-Fraktion angekündigt. Er blieb 
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der gespannt-verwunderten Öffentlich­
keit leider vorenthalten. 

Die drei vorgelegten Gesetzentwürfe 
hatten sich am HEG-LSA orientiert und 
folgten grundsätzlich seiner Gliederung. 
Der Entwurf der SPD-Fraktion bestach· 
durch seine ausführlichen hochschul­
rechtlich-wissenschaftspolitischen Be­
gründungen zu jeder Passage. Er reflek­
tierte dabei sowohl die bundesweit und 
europäisch geführten Diskussionen zu 
den Anforderungen an moderne Hoch­
schulen, zu Selbstorganisation und Steu­
erungspotentialen, zur Studien- und 
Personalreform sowie zur Kommunikati­
on von Hochschule und Gesellschaft. 
Die SPD-Fraktion verfolgte mit ihrem 
Gesetzentwurf insbesondere zwei Ziele: 
"Einerseits sind die aktuellen landesspe­
zifischen Probleme zu lösen, während 
andererseits auch die bundesweit disku­
tierten Entwicklungen im Hochschulbe­
reich aufgegriffen werden. Wesentlich 
ist. diese Gesetz jetzt so auszugestalten, 
daß in den nächsten Jahren eine weitere 
Novellierung unnötig sein wird." [6] 

In den Regierungsentwurf waren schon 
im Vorfeld der Gesetzesausarbeitung 
abgeforderte Positionen einiger Hoch­
schulleitungen - vorwiegend im Sinne 
einer Ordinarienorientierung - eingeflos­
sen. Zugleich blieben in ihm nicht wenige 
strukturelle Elemente aus den modernen 
Grundbestandteilen des H EG-LSA erhal­
ten. 

Der Entwurf der PDS-Fraktion, leider ohne 
ausführliche Begründungen, griff in eini­
gen Bereichen radikaldemokratische 
Forderungen aus der Wendezeit auf, 
ohne allerdings diesen Ansatz durch­
gängig zu verfolgen. In vieler Hinsicht 
war eine Nähe zur niedersächsischen 
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Reformdiskussion und dem damals zu­
gänglichen Referentenentwurf aus dem 
Hannoveraner Ministerium unverkenn­
bar. 

Nach Auffassung der CDU-Fraktion, so 
der Fraktionsvorsitzende Dr. Bergner in 
seiner Begründung am 16.9.1993 vor 
dem Landtag, markieren die Regelungen 
des Gesetzes "die Schnittstellen von drei 
Problem-und Aufgabenkreisen: Bewälti­
gung der spezifischen Hochschulvergan­
genheit der DDR, Konstituierung der 
Autonomie unserer Hochschulen und 
schließlich die Suche nach Lösungen für 
Entwicklungen, die sich auch in der alten 
Bundesrepublik als Fehlentwicklung her­
ausgestellt haben." 

Im folgenden sollen einige, die aktuelle 
hochschulpolitische Diskussion tangie­
rende und im Kontext mit dem nach wie 
vor apostrophierten Erneuerungsan­
spruch stehenden Regelungen genauer 
untersucht werden. Vollständigkeit kann 
selbstredend nicht angestrebt werden. 

Haushaltsautonomie 

Die im § 116 enthaltenen Festlegungen 
zur Haushaltsautonomie bieten den 
Hochschulen einen deutlichen Gelände­
gewinn für die materielle Seite der Hoch­
schulautonomie. Wesentliche Entschei­
dungsbefugnisse sind nach den grund­
sätzlichen Festlegungen des Haushalts­
planes des Landes Sachsen-Anhalt den 
einzelnen Hochschulen übertragen. Ein­
nahmen, Ausgaben, Verpflichtungs­
ermächtigungen, Planstellen und Stellen 
werden im Haushaltsplan für die einzel­
nen Hochschulen in getrennten Kapiteln 
veranschlagt. Für zusammenhängende 
Aufgaben (Lehre, Forschung, Förderung 
des Nachwuchses) können getrennte 
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(CDU) seit 2 Jahren in Berlin zu bekämp­
fen sucht. 

Die sehr angespannte finanzielle Lage 
der Stadt kommt ihm dabei sicher nicht 
ungelegen. Das Argument fehlender 
Haushaltsmittel und rauher Rezession 
ist immer gut, um Kürzungen und Verän­
derungen (im eigenen politischen Sinne, 
versteht sich) durchsetzen zu können. 

Das umsomehr, als es sich um Hoch­
schulen handelt, die öffentlich (d.h. beim 
Wählervolk) kaum eine Lobby haben. So 
läßt sich die Mär vom "dem Steuerzahler 
auf der Tasche liegenden Bummelstu­
denten" immer noch gut verkaufen. Die 
Hochschule ist nicht "die Wärmehalle 
der Nation" - Originalton Herr Erhardt. 

Nachdem im Jahr zuvor ein "unabhängi­
ges Expertengremium", die Landeshoch­
schulstrukturkommission, Vorschläge 
zur Neugestaltung der Hochschulland­
schaft des vereinigten Berlin ausgearbei­
tet und in einem dicken Mercedesgrauen 
Wälzer für den Bücherschrank vorgelegt 
hat, unterbreitete der Senator im Früh­
jahr 1993 den Hochschulen den Entwurf 
eines Hochschulstrukturplanes für die 
nächsten 10 Jahre. 

Worum es eigentlich geht, ist schon ein­
gangs unter "Hochschulpolitische Leitli­
nien" nachzulesen: "Eine rein additive 
Zusammenführung" der Hochschulbe­
reiche im Ost-und Westteil Berlins "wäre 
keine sachgerechte Hochschul-und Wis­
senschaftspolitik ... Zusammenführung 
und Neustrukturierung können nicht an 
der Wahrung von Besitzständen ausge­
richtet werden." 

Was darunter zu verstehen ist. wird an 
folgenden Prämissen des "Planes" deut­
lich: 
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- Abbau der Studienplätze um 15.000 
(FU Berlin: 10.000; TU Berlin:4.500; 
Hochschule der Künste: 500) in einem 
Stufenplan begleitet von Personalredu­
zierungen. 

- "Personelle Erneuerung" der Hoch­
schulen im Ostteil Berlins, wobei dies vor 
allem die Überstülpung der reformbe­
dürftigen Personalstrukturaltbundesdeut­
scher Hochschulen bedeutet, 

- "Ausbau des Fachhochschulberei­
ches", wobei tatsächlich nicht ein einzi­
ger Studienplatz neu hinzukommen wird 
(wie das geht, siehe unten) 

- Neuordnung der Fächerangebote und 
der Hochschulmedizin 

- Studienstrukturreform 

- Änderung der rechtlichen Grundlagen, 
d.h. des Berliner Hochschulgesetzes 

Auf einige wesentliche Punkte sei nach­
folgend eingegangen. 

Abbau von 15.000 Studienplätzen: 

Während Hochschulrektorenkonferenz 
und KMK für die Massenuniversitäten der 
alten Bundesländer Konsolidierungsmaß­
nahmen durch bessere Ausstattung mit 
Personal und Sachmitteln fordern, sollen 
in Berlin fast 20% der Ausbildungsplätze 
an Hochschulen wegfallen. Begründet 
wird das damit, daß Berlin (sowohl. Ost 
als auch West) vor der Wende überpro­
portional viele Studierende aufgenom­
men hat, im Westteil doppelt so viel, wie 
dem Bevölkerungsanteil bezogen auf das 
Alt-Bundesgebiet entspricht, im Ostteil 
20 % der Gesamtstudierendenzahl bei 
einem Bevölkerungsanteil von 7,8 %. 

Die politische Zielrichtung, die hinter die­
sen Leistungen stand, sei mit der Einheit 
weggefallen und im übrigen baue ja Bran-
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denburg mit einer geplanten Zahl von 
40.000 Studienplätzen kräftig aus. 

An keiner Stelle wird diese "Planung" 
durch eine Analyse des Bedarfs in den 
kommenden Jahren belegt, wird die 
wachsende Studiennachfrage berück­
sichtigt. Die Verbindung von Hochschu­
le/Forschung zur Regionalentwicklung 
in wirtschaftlicher, sozialer und kulturel­
ler Hinsicht wird schlicht ignoriert, ganz 
zu schweigen von der Ausstrahlung, die 
eine Hauptstadt Berlin als Wissenschafts­
standort haben sollte. "Provinziell", so 
lautet auch die Einschätzung der Hoch­
schulen. 

Der Abbau wird auch nicht, wie viele 
Universitätsangehörige zunächst be­
fürchteten, zugunsten der Fachhoch­
schulen betrieben. Der viel gepriesene 
"Ausbau" der Fachhochschulen findet 
nur auf dem Papier statt, indem die bis­
lang nicht zur Wissenschaftsverwaltung 
gehörende Fachhochschule für Verwal­
tung und Rechtspflege dazugerechnet 
wird. 

Das Argument ,Brandenburg baut auf, ist 
dabei wenig hilfreich, wenn man/trau 
bedenkt, daß die Zielzahl 35.000 Studi­
enplätze in den nächsten 10 bis 15 Jah­
ren erreicht werden soll - Berlin baut aber 
jetzt ab, und zwar 15.000. 

Hinzu kommt, daß mit den Studienplät­
zen auch 1.200 Stellen wegfallen sollen, 
was die Überlastsituation weiter verschär­
fen dürfte. Es ist für alle, die sich damit 
beschäftigten, eine offene Frage, ob die­
ser Abbau überhaupt rechtlich umzuset­
zen ist, wenn die einschlägigen Urteile 
der Verwaltungsgerichte und des Bun­
desverfassungsgerichteszurerschöpfen­
den Nutzung der Kapazitäten herange­
zogen werden. Stellen zu streichen, um 
dann die Aufnahmekapazität zu senken, 
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ist kapazitätsrechtlich höchst bedenk­
lich. Die abgewiesenen Bewerberinnen 
klagen sich in der Regel erfolgreich wie­
der ein, was bei Wegfall des Personals 
die Studiensituation weiter zuspitzt. Er­
hardt setzt hier, der Gratwanderung voll 
bewußt, darauf, daß das Bundesverfas­
sungsgericht seine Rechtssprechung 
dahingehend verändern sollte, daß die 
Hochschulplanung eines Landes auch 
ein sog. übergeordnetes Interesse des 
Staates deutlich macht, um dann Kapa­
zizäten abzubauen. 

Studienstrukturreform und Rechtsände­
rungen: 

Am heftigsten diskutiert sind die Pläne zu 
einer sog. Studiensturkturreform, verbun­
den mit Gesetzesänderungen. 

Statt Studienstrukturreform könnte die 
Überschrift auch lauten: Wie verkürze 
ich die zu langen Studienzeiten ? 

Den Ergüssen vieler Meter Papier in 
Vorbereitung des "Bildungsgipfels" fol­
gend, wird die Zweiteilung des Studiums 
in einen ersten theoriebezogenen be­
rufsbefähigenden Abschluß und die Aus­
bildung des wissenschaftlichen Nach­
wuchses als Kern der Reform beschwo­
ren. "Entrümpelung der Studiengänge" 
und kurze Studienzeiten sind die Sterne, 
unter denen allerdings wenig sichtbar 
wird. 

Für die Universitäen sollen Regelstudi­
enzeiten von 9 bis 10, für die Fachhoch­
schulen bis 8 Semester gelten. Eine Sy­
stem von Anreizen und Sanktionen soll 
deren Einhaltung sichern und Verbesse­
rungen der Qualität von Lehre und Studi­
um fördern. Das Motto ist: Anreize für 
Professorinnen-Sanktionen für Studen­
tinnen" 
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Berichtigung / Ergänzung 

Zu: 
Zur Entwicklung und zur Situation einiger wichtiger ostdeutscher Archive 

von Ulrich Geyer, hso 7/93, S. 5-10 

Bei dem Ein~angs_artikel unseres Heftes 7/93 muß uns eine Krähe über die Festplatte 
gelaufen sein. Nicht nur waren eine Reihe von Buchstaben verwechselt oder 
a?.handen gekommen. Vielmehr gab es leider auch einige sinnentstellende Fehler. 
Fur diese möchten wir uns bei unserem Autor entschuldigen und sie im folgenden 
zunächst berichtigen: 

S. 5, mittlerer Absatz. 2. Satz. dort muß es richtig heißen: "Damit wurde in etwa der 
Zustand w1ede~ hergestellt. der bis zur sogenannten Verwaltungsreform ... 1952 
von1945 [und nicht 1949. d. Red.] bis 1952 in der SBZ und später der DDR bestand.· 

~erselbe Ab~atz. letztes Wort muß heißen: • ... zu Landeshauptarchiven· [statt 
Landesarchiven"]; 

S. 6. 2. Absatz. zweites Wort muß richtig heißen "Stadtarchive· [statt ·staatsarch1ve"]; 

S. 6._rechte Spalte, zweiter Absatz muß richtig heißen: "Die Archivare [und nicht die 
Archive. d. Red.] werden beim AdW-Archiv in die neue Trägerschaft mit übernom­
men.· 

S. 9, rechte Spalte. 1. Absatz. vierter Satz muß richtig heißen: "Manchmal müssen 
daran anschließend [und nicht ·ausschließlich", d. Red.] aus dem Schriftgut... erst 
Akten zusammengestellt werden: 

S. 9, letzter Satz. Fortsetzung S. 1 O oben muß richtig heißen: "Und gerade in diesem 
M_omen~ stehen die Archive selbst vor ihnen neuen oder zumindest in diesen 
DImens1onen neuen Situationen wie Rechtsträgerwechsel. sich ändernden Rahmen­
g:se~_zen, riesigem Zuwachs an zu bearbeitendem Schriftgut oder für die Archivare 
sich andemde arbeitsrechtliche Bedingungen.· 
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Unser Autor hat bei Gelegenheit der Übersendung dieser Berichtigungen dankens­
werterweise auch die den neuesten Stand bezüglich des Schicksals einiger 

Archive mitgeteilt: 

• Der offizielle Gründungsvertrag des gemeinsamen Archivs der Berlin-Brandenbur­
gischen Akademie der Künste wurde am 24. September 1993 feierlich im Beisein der 
Kulturverantwortlichen beider Landesregierungen und der Archivare beider ehemals 

selbständiger Archive unterzeichnet. 

• Das Archiv der ehemaligen Bauakademie hat das Bundesarchiv im Sommer, vorerst 

depositär. übernommen. 

• Der größere Teil des offiziell vorhandenen Schriftgutes der ehemaligen NDPD 
befindet sich jetzt im Verbund unselbständiger Stiftungen. Der Rest des offiziell 
vorhandenen Schriftgutes der NDPD soll noch bis Jahresende dem Stiftungsverbund 

übergeben werden. 

• Das Schriftgut des Kulturbundes und der ehemaligen DSF, das am 2. Oktober 1990 
oder früher inhaltlich abschloß. befindet sich jetzt ebenfalls im Stiftungsverbund und 

1st auch voll zugänglich. 

• Das Schriftgut des zentralen Archivs des Konsums befindet sich zum Teil in 
depositärer Verwahrung der Treuhandanstalt. Gleiches gilt für die ber1iner und zwei 
brandenburgische Konsumgenossenschaften. (Diese Auskunft erhielt der Verfasser 
anläßlich einer UHV-Veranstaltung zur Treuhand am 17.6.1993 in der ber1iner 
Humboldt-Universität vom Pressesprecher der Treuhand und einem Treuhandvor­

standsmitglied. Er gibt sie hier mit Vorbehalt weiter.) 

(Stand: 28.9.1993) 
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strahlungskraft der Universrtaten und Hocn­
schulen" betont (19] und vorgeschlagen 

- der Ausbildung In den einzelnen Fach­
richtungen Rahmenpläne zugrundezule­
gen; 

- die Zulassungen zum Hochschulstudium 
gestützt auf staatliche Orientierungen In die 
Kompetenz der Hochschulen zu geben: 

- die Unentgeltlichke1t des D1rektstud1ums 
zu ertlalten und jeden Studenten durch ein 
St1pend1um. in der Regel gebunden an die 
jeweils fixierte Stud1enzert. sozial zu sichern: 

- den Zugang zur Weiterbildung einer brei­
ten Offent11chke1t zu ermöglichen." [20] 

Die Thesen fanden am Runden Tisch ein 
posItIves Echo. Doch von den sich über­
stürzenden Ereignissen zur Herbeiführung 
eines schnellen Anschlusses der DDR an 
die BRD und den damit verbundenen Be­
mühungen zur An- bzw. Einpassung der 
Hochschulen in das Hochschulsystem der 
BRD wurden sie faktisch verdrängt. Die Zeit 
für die Formulierung und Realisierung ori­
ginärer Vorstellungen zur Erneuerung der 
Hochschulen war im Grunde vorbei. 

3. Wissenschaftlerinnen in der Wende - Forderungen und Konzepte zur 
Gleichstellung der Frauen in der Wissenschaft• 

Die demokratische Erneuerung der Hoch­
schulen wurde auch von den Wissenschaft­
lerinnen und Stu-dent1nnen mitgetragen, 
deren Aktivi1äten darauf gerichtet waren. 
für Frauen in der Wissenschaft solche Be­
dingungen zu schaffen. die ihren chan­
cengleichen Zugang zur Wissenschaft, zu 
allen akademischen Ämtern, Funktionen 
und Gremien garantieren. Sie bildeten Ar­
beitsgruppen verschiedener Art. um dies­
bezügliche Forderungen und Aufgaben 
zu fixieren, wobei eine von der Basis her 
entstandene Fraueninit1ativgruppe an der 
Humboldt-Un1vers1tät ähnlrche Entwick­
lungen an anderen Hochschulen reprä­
sentiert. Sie unterstützte die Bemühungen 
zur Bildung des Im Dezember 1989 an der 
Humboldt-Universität gegri.mdeten und bis­
her eInzIgen Zentrums für interdisziplinare 
Frauenforschung. in dem sich bis dahin 
auf verschiedenen Wissenschaftsgebieten 
an der Universität vereinzelt Forschende 
zusammenschlossen und mit dem Aufbau 
eines Netzwerkes Im Raum Berlrn/Bran­
denburg begannen. [21] 

Im Januar 1990 unterbreitete diese Grup­
pe, gestützt auf Ergebnisse der Frauenfor­
schung in der DDR. Forderungen nach 
gleichen Entwicklungsmöglichkeiten des 
weiblichen Geschlechts im w1ssenschaftlr-
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chen Bereich. Denn trotz der gesetzlich 
verankerter Gleichberechtigung waren die 
Handlungs- und Entfaltungsmöglichkeiten 
für Frauen und Männer noch immer un­
gleich verteilt. So waren z.B. an der Hum­
boldt-Universität von 
- 468 Professoren 68 Frauen (14.5 % ) 
- 422 Dozenten 11 O Frauen (26, 1 % ) 
- 1364 Oberassistenten und Assistenten 
585 Frauen (42,9%.dar.52%mitB-Promo­
llOn) 
- 486 befristete Assistenten 268 Frauen 
(55.1%). 

An den 42 wissenschaftlichen Hochschu­
len bekleideten nur 2 Frauen das Rek­
toramt, und auch die Zahl der Frauen im 
Amt von Prorektoren und Sekt1onsdirekto­
ren war gering. 

Die Bemühungen um grundlegende und 
dauerhafte Veränderungen mußten nicht 
nur die generell widersprüchlichen Ver­
hältnisse in Rechnung stellen. sondern 
wurden durch zwei Umstände zusätzlich 
oelastet: Einerseits blieb die frauenpoliti­
sche Interessenvertretung den Frauen 
überlassen: und andererseits mußte sie 
sich Im zunehmenden Konflikt zwischen 
dem Ringen um den Erhalt und die Ver­
besserung des erreichten Standes und 
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dem einsetzenden allgemeinen Perso­
nalabbau bewegen. Dabei bewirkten wach­
sender Anpassungsdruck. Angst um den 
ArbeItsoIatz und Verlust des Selbstwertge­
fühls. daß auch viele Frauen mehr und 
mehr die "frauenpolrt1sche" Bühne verlie-

ßen 

Dennoch wurden durch engagierte Wis­
senschaftlerinnen und Studentinnen 1n den 
ersten Monaten Reformansatze erreicht, 
die - in Hochschuldokumenten verankert -
wert über Standards westdeutscher Hoch­
schulen hinausgingen. Solche waren vor 
allem: 
- die Bildung eines Frauengleichstellungs­
referats. ausgestattet mit einem Vetorecht 
bei allen Entscheidungen, die Frauenin­
teressen betreffen; 
- das Mitspracherecht bei der Erarbeitung 
von Entw1cklungskonzeptIonen, Struktur­
und Personalkonzeptionen: 

- Sofortmaßnahmen zur sozialen Siche­
rung von Frauen bei notwendigen Um­
strukturierungen: 

- die Mitbestimmung bei der Konzipierung 
von Requalifiz1erungs-und Weiterbildungs­
maßnahmen und bei der Sicherung für 
Frauen zumutbarer Arbeits- und Studien­
bedingungen: 
- eine flexible Quotenregelung bei Zulas­
sungen zum Studium. bei der Wahl in bzw. 
bei der Besetzung von Leitungsfunktionen 
und bei Berufungen und 

- die rechtliche Fixierung von Belangen 
der Frauen auf allen Ebenen. 

Eingefordert wurde eine spezifische Prof~­
lierung In bestimmten Wissenschaftsd1sz1-
plinen. die - an Maßstäben in der W_1~sen­
schaft orientiert - geschlechtsspez1f1sche 
Arbeitsbedingungen berücksichtigt. [22] 

Doch verbreiteten sich im Frühjahr 1990 
unter den Wissenschaftlerinnen abwarten­
de und res1gnatIve Haltungen sowie Gut-
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gläub1gkeit hinsichtlich angekündigter 
"Evalu1erungen"oder "Neu- und Umstruk­
turierungen". Spätestens mit der Realisie_­
rung des Einigungsvertrages sowie mit 
darauf folgenden Gesetzen. Beschlüssen 
der Landesregierungen und verwaltungs­
politischen Akten wurden Reformansätze 
wie Mitbestimmungsrechte der Frauen. 
verbindlich festgeschriebene Frauenförde­
rung u. a. ad acta gelegt. So entzogen z:B. 
im Land Berlin die Abwicklungsbeschlus­
se, das Hochschulergänzungsgesetz, der 
Beschluß der Landesregierung zur Soll­
stellenstruktur der Hochschulen und Uni­
versitäten (Abbau der Stellen im Ostteil 
Berlins um 60 Prozent), das Fusionsgesetz 
sowie das Personalübernahmegesetz der 
Frauenpolitik wie der Frauenförderung fast 
jede Grundlage. 

Der damit einhergehende Abbau von Au­
tonom Ie und demokratischer Selbstverwal­
tung traf insbesondere die Wissenschaftle­
rinnen. Neben der wissenschaftlichen und 
persönlichen Benachteiligung sind sie 
doppelt durch die größere Chancenlos1g­
keit auf dem Arbeitsmarkt zurückgesetzt. 
Besonders hart betroffen sind die Wissen­
schaftlerinnen des Mittelbaus, dessen An­
gehörige in der DDR überwiegend unbe­
fristet tätig waren. Der hohe Anteil von Frau­
en (1989 über 50 Prozent im DDR-Durch­
schnitt) weist zwar im Vergleich mit dem 
Anteil unter den Hochschullehrern darauf 
hin daß die besonderen Lebenszusam­
me~hänge von Frauen die Chance für 
eine "höhere" Berufung minderten, zeigt 
aber auch, daß Frauen in der Lage waren. 
wissenschaftliche Arbeit und Familie ver­
eInoaren zu können. Dies wird auch darin 
deutlich, daß trotz aller Widersprüche in 
den 80er Jahren in der DDR der Anteil von 
Frauen im wissenschaftlichen Nachwuchs 
beträchtlich angestiegen war, darunter in 
den natur- und ingenieurwissenschaftli­
chen Disziplinen auf 41 Prozent. 
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4. Komplex: Vereinbarkeit von Beruf und 
Famihe 

Unsere Untersuchung bestätigt, daß das 
tradierte Rollenverhalten ungebrochen 
1st und auch für Wissenschaftlerinnen 
gilt: 

- 63 % der Wissenschaftlennnen gaben 
an, daß sie den Hauptteil der Hausarbeit 
leisten, aber nur 13 % der Männer (die 
Alleinlebenden sind hier mit enthalten). 

- Von all jenen, die mit Kindern zusam­
menleben, gaben 59 %, der Wissen­
schaftlerinnen, aber nur 6 % der Wissen­
schaftler an, daß sie sich in der Familie 
vorrangig um die Kinder kümmern (die 
ohne Partnerin leben eingeschlossen). 

Erfahrenes Leben der Wissenschaftle­
rinnen hinsichtlich der Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie und die Wahrnehmung 
der neuen gesellschaftlichen und beruf­
lichen Rahmenbedingungen, die wiede­
rum eine patriarchale Prägung haben, 
führen offensichthch dazu, daß 

- nur71 %derW1ssenschaftlennnensich 
erneut oder überhaupt uneingeschränkt 
für eine wissenschaftliche Laufbahn und 
Kinder entscheiden würden. Hingegen 
entschieden sich 82 % der Wissen­
schaftlern für diese Verbindung, die sie 
hinsichtlich der Lösung offensichtlich auf 
"ihre" Frauen verlagern (s. obige Aussa­
gen der Wissenschaftler zu Hausarbeit 
und Kinderbetreuung). 

Aus der Diskussion 

- Die Notwendigkeit der getrennten Un­
tersuchung der Ostberliner und Bran­
denburger Hochschulen und Universitä-
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ten unterstrich G,sela Petruschka, weil 
erstens ,m Land Brandenburg als einzi­
gem der neuen Bundesländer die Hoch­
schulbasis erweitert wird und zweitens 
durch die Regierungen beider Länder 
unterschiedhche wissenschaftspoliti­
sche. soziale und finanzielle Rahmenbe­
dingungen geschaffen wurden. Das könn­
te zu Modifkationen des Transfom1ati­
onsprozesses hinsichtlich der strukturel­
len und personellen Entscheidungen füh­
ren und damit auch unterschiedliche De­
mokratieerfahrungen vermitteln. Hier 
schloß sich Gerda Jasper mit dem Hin­
weis an. daß auch zwischen Natur- und 
Geist eswissenschaftlerlnnen differenziert 
werden müsse, da sich teilweise die Inte­
grationsvoraussetzungen grundlegend 
unterscheiden und darüber hinaus die 
Reflexion sozialer Tatbestände je nach 
entwickelten Denk- und Deutungsmu­
stern eine andere ist. 

- Der Versuch, Bourdieu für unsere The­
matik nutzbar zu machen, wurde unter­
stützt (Helga Adler). aber auch vor einer 
kritik- und distanzlosen Übernahme sei­
ner Theone gewarnt. 

- Die Kombination von quantitativen und 
qualitativen Erhebungsmethoden, von 
schriftlicher Befragung mit standardisier-

• tem Fragebogen und leitfadengestützten 
Tiefernnterviews, wurde als ausgespro­
chen geeignet für die Projektgestaltung 
gewertet. 

• Den Vorschlag, auch die Integration 
von Westwissenschafflerinnen, die in­
zwischen an den in die Untersuchung 
einbezogenen Hochschulen arbeiten, 
einzubeziehen, unterbreitete Anke Burk­
hardt. Im Rahmen der weiteren Bearbei­
tung des Projekts werden die Möglich­
keiten dazu geprüft. 
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Überlegungen zur weiteren Arbeit 

Der Prozeß des gesellschaftlichen Um­
bruchs aus der Sicht der Bürgennnen 
und Bürger der neuen Bundesländer kann 
als Akkulturat,onsprozeß beschrieben 
werden. d.h. als Fremdheit von in der 
DDR sozialisierten Frauen und Männern 
in einer westlich geprägten Kultur auf 
allen Ebenen und der Versuch, mit ihr 
umzugehen. s,e zu überwinden durch 
Akkulturation. durch die Schaffung kultu­
reller Zwischenwelten. Das Konzept der 
Akkulturation wie das der kulturellen 
Zwischenwelten ist aus der Migrations­
forschung entlehnt und für die Frauenfor­
schung bereits produktiv angewendet 
worden. SCHRADER u.a. defnieren Ak­
kulturation "wie Sozialisation als einen 
Prozeß der wechselseitigen Auseinan­
dersetzung zwischen Individuum und Ge­
sellschaft bzw. Kultur. Akkulturation setzt 
Jedoch immer schon ein bestimmtes 
Ausmaß an Sozialisation, nämlich So­
z1abilis1erung und Enkulturation voraus 
( .. ) Akkulturation ist ein Prozeß der aber­
maligen Anpassung an neue kulturelle 
Lebensbedingungen".(12]. 

Mit Hilfe dieses Konzepts lassen sich 
Prozesse und Fom1en von Marg,nalität, 
Anpassung und Integration erfassen; al­
lerdings setzt es auch Grenzen.(13] Das 
weitergehende Konzept der kulturellen 
Zwischenwelten ist ein Versuch, Integra­
tions- und lnteraktionsprozesse als reak­
tive und kreative Prozesse zu erfassen, 
insbesondere mentale und damit indivi­
duelle Verarbeitungsstrategien von 
Fremdsein. SCHUL TZ erläutert zu die­
sem Konzept die These von Hettlage­
Varjas/Hettlage. (14] Sie gehen davon 
aus, "daß Migrant/innen unter dem Zwang 
der Verhältnisse und unter der Notwen­
digkeit, trotz aller Spannungen eine rela-
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tiv stabile Identität aufbauen zu müssen, 
ein eigenständiges Wirklichkeitskonzept 
erstellen, das es ihnen erlaubt, die ver­
schiedenen Welten' zu einem Integral 
zusammenzufügen. Dafür prägen sie den 
Begriff der 'kulturellen Zwischenwelten' 
und legen ihre empirischen Arbeiten dar­
auf an. sowohl verschiedene Typen sol­
cher Zwischenwelten wie auch verschie­
dene Grade des Gelingens solcher ei­
genständiger, die Widersprüche einbe­
ziehenderWirklichkeitskonstruktionen zu 
identifzieren". (15] 

Die Qualität des Akkulturationsprozes­
ses und die Möglichkeiten und Fähigkei­
ten, stabile kulturelle Zwischenwelten zu 
schaffen. ist von vielen Faktoren abhän­
gig und stellt hohe Anforderungen an 
beide Geschlechter. Dazu stehen For­
schungen, bezogen auf die neuen Bun­
desländer, noch aus. 

WETTERER u.a. haben diese Konzepte 
auch auf die Analyse der Situation von 
Frauen in hochqualifzierten Berufen be­
zogen. In "Profession und Geschlecht. 
Über die Marginalität von Frauen in hoch­
qualifizierten Berufen" [16] reflektieren 
sie überzeugend die strukturierende 
Funktion des Geschlechterverhältnisses 
auch in Professionalisierungsprozessen. 
Die dort dargestellten Ansätze und Er­
gebnisse lassen sich auch für eine Unter­
suchung nutzen, die sich mit der Arbeits­
und Lebenssituation von Wissenschaft­
lennnen an Hochschulen und Univer­
sitäten im Transformationsprozeß in den 
neuen Bundesländern beschäftigt. Es ist 
schon lange kein Geheimnis, daß die 
neuen patriarchalen Hochschulstruktu­
ren der BRD alte DDR-patriarchale Struk­
turen ablösen. auch wenn sie sich grund­
legend unterscheiden und die Chancen 
von Frauen, in der DDR eine Lebensstel-
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Zudem wird nach Perspektiven gelragt. 
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Maiziere). 
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Edition Sigma Sohn, Berlin 1993. 228 S. ISBN 3-89404-345-8. DM 19,80. Über den 
Buchhandel. 
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ISSN 0941-8776. Bestellungen an: Projektgruppe Hochschulforschung Berlin-Karlshorst. 
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München 1993. 109 S. ISSN 0171-645 X. Bestellungen an Bayerisches Staatsinstitut für 
Hochschulforschung und Hochschulplanung, Arabellastr. 1, W - 8000 München 81. 
Das Heft enthält Beiträge von Mitarbeiterinnen der Projektgruppe Hochschulforschung Berlin­
Kar1shorst, in denen sie Ergebnisse ihreqewe11igen ForschungsproIekte - fokussiert auf das Thema 
"Frauen in der Ost-WissenschafVostdeutsche Akademikerinnen" - referieren. Artikel zu: Hoch­
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strukturplan 1993. 
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"internes Matenal", das nicht an die Öff enthchke1t gegeben wird, eingeordnet worden. rnteressierte 
an der Denkschrift können sich mit dem Arbeitskreis Hochschulpolitische Öffentlichkeit, PF 920, 
04009 Leipzig In Verbindung setzen. 

154 hochschulc OSI okt./nO\'. 199:1 

ZUM SCHLUSS 

... 
f;,.Ll..v r l? l... 

1wchnl ■C.h• Univ■r" ■ itlt 
lnfOl"'••tton ■ o ■ •uftraot•,.. 

~-Y,.f•◄'{ 

Hor ■ t Frl ■ dr1CI'\ 

lnfa,..••ttk•tud.nt.n 
9•■ttft ■ t von dan .raten 
B4/b4 ell•• II l'IEI 64 

Yst~•ll•t 
91000 91003 
94-l00 92100 

92110 
92300 

92122 

hochschulc ost okL/nov. 1993 

1 
155 






